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Wissenschaft als Therapie
Ernst Fraenkels „Der Doppelstaat“
wiedergelesen

Bekannt wurde der Jurist durch politikwissenschaftliche Arbei-
ten. „Der Doppelstaat“ kann jedoch als sein Hauptwerk bezeich-
net werden. Bis zu seiner Emigration 1938 entstand die Urform
dieses Werks. Er erlebte die Realität des faschistischen Staates
unmittelbar mit, daher konnte er aus einer Vielzahl von politi-
schen, administrativen und judikativen Vorgängen typische Bei-
spiele herausgreifen und an ihnen exemplarisch die Funktions-
weise des nationalsozialistischen Regimes beschreiben. Seine
These: Dessen Herrschaftssystem besteht aus zwei Teilen – dem
Normenstaat und dem Maßnahmenstaat.

Biographische Notiz

Ernst Fraenkel wurde am 26. Dezem-
ber 1889 in Köln als Sohn einer jüdi-
schen Kaufmannsfamilie geboren. Er
schloss seine Schulzeit als 18jähri-
ger mit dem Notabitur ab und wurde
zum ersten Weltkrieg eingezogen.
Nach dem Krieg studierte er Rechts-
wissenschaft und Geschichte in
Frankfurt und Heidelberg. 1923 wur-
de er bei Sinzheimer promoviert und
prägte mit diesem das entstehende
Arbeitsrecht. Er engagierte sich ge-
werkschaftlich, ließ sich nach dem
Assessorexamen in Berlin als Rechts-
anwalt nieder und wurde Syndikus
des Deutschen Metallarbeiterver-
bandes. Ab 1931 beriet er den Partei-
vorstand der SPD, deren Mitglied er
seit 1921 war. Wegen seiner Teilnah-
me am 1. Weltkrieg konnte er trotz
der Berufsverbotsgesetze nach 1933
zunächst weiter als Rechtsanwalt
praktizieren. In dieser Phase zuneh-
mender beruflicher Schikanen arbei-
tete er bis zu seiner Flucht im Sep-
tember 1938 an einer Analyse des
politischen Systems des Nationalso-
zialismus, dem „Urdoppelstaat“, der
erstmals 1999, im zweiten Band der

Gesammelten Schriften zugänglich
gemacht wurde. Parallel dazu schrieb
er unter Pseudonym für den Interna-
tionalen Sozialistischen Kampfbund.
Im Exil überarbeite Fraenkel das Ma-
nuskript, ließ es übersetzen und ver-
öffentlichte es 1941 als „The Dual
State“ bei Oxford University Press.
Auf die dringende Bitte von Otto
Suhr kehrte Fraenkel 1951 nach Ber-
lin zurück und wurde Professor für
Politologie an der Freien Universität.
Durch die Annahme zahlreicher Gast-
professuren hielt er den Kontakt in
die USA und war Gründungsdirektor
des John-F.-Kennedy-Institutes. Erst
1971 ließ er sich dazu bewegen, eine
deutsche Fassung des Doppelstaa-
tes auf den Weg zu bringen. Das
Buch wurde unter seiner Betreuung
rückübersetzt und erschien 1974 bei
der Europäischen Verlagsanstalt.
Kurz darauf, am 28. März 1975, starb
Fraenkel in Berlin.

Nachdem 1999 und 2000 die er-
sten vier Bände der Gesammelten
Schriften erschienen waren, folgte
2001 „Der Doppelstaat“ in zweiter
Auflage, von Alexander von Brün-
neck herausgegeben und eingeleitet.

Carl Schmitt und der
geschichtsphilos. Sog

Die Rechtswissenschaft hat in ihrer
Beschäftigung mit dem dritten Reich
immer wieder Carl Schmitt in den
Blick genommen, dessen Meister-
schaft der Selbstinszenierung und -
interpretation nicht darüber hinweg-
täuschen konnte, dass seine Texte
bis 1945 tief in den Nationalsozialis-
mus hineinführen. Carl Schmitts ei-
gene Neigung zu geschichtsphiloso-
phischen Erzählungen und seiner
martialischen Rhetorik des Kampfes
und des Untergangs befriedigte nach
1945 das Bedürfnis nach einem Ver-
ständnis des Nationalsozialismus,
das Auschwitz erklären und Ausch-
witz als notwendige Folge der Macht-
ergreifung Hitlers begreifen musste.
In hysterischem Chauvinismus er-
klärte Schmitt das Politische durch
den Feind, der „eben der andere [ist],
der Fremde“1 und seine Geburt aus
der Einsamkeit der Duellanten: „Den
extremen Konfliktsfall können nur die
Beteiligten selbst unter sich ausma-
chen; namentlich kann jeder von ih-
nen nur selbst entscheiden, ob das
Anderssein des Fremden im konkret
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vorliegenden Konfliktsfalle die Ne-
gation der eigenen Art Existenz be-
deutet und deshalb abgewehrt oder
bekämpft wird, um die eigene, seins-
mäßige Art von Leben zu bewah-
ren.“2 Hier wird die barbarische Lee-
re der Definition des Politischen zum
Platzhalter barbarischer Taten. Für die
geschichtliche Betrachtung nach
1945 weisen diese bereits 1932 ge-
schriebenen Worte, jedenfalls ihrer
Potentialität nach, Richtung Ausch-
witz. Die innere Struktur und Inten-
sität von Schmitts Arbeiten passt zu
unserer Selbstverständigung über
das Dritte Reich. Wir finden in ihnen
etwas, das wir brauchen, um uns zum
Dritten Reich in Beziehung zu set-
zen.

Ernst Fraenkel
und Carl Schmitt

Auch Ernst Fraenkel lässt sich in
seiner Analyse der ersten Jahre des
Nationalsozialistischen Regimes
„Der Doppelstaat“ von Carl Schmitt
führen und verweist unermüdlich auf
die inhaltlichen und stilistischen
Koppelungen von Urteilen der Ge-
richte und Aufsätzen der Rechtswis-
senschaftler mit den Arbeiten
Schmitts. An und gegen Carl Schmitt
entwickelt er explizit oder verdeckt
seine Deutung des nationalsozialisti-
schen Staates der Jahre 1933-38. Aber
dennoch hat der Doppelstaat nichts
von der verständlichen, aber doch
den Blick beengenden, erregten Em-
pörung, der die Rechtsgeschichten
des Dritten Reichs nach 1945 oftmals
kennzeichnet.3 Dies war nur durch
den historischen Moment, nur durch
die Unkenntnis der Zukunft möglich.
Fraenkel liefert so einen wichtigen
Beitrag zum Verständnis des Natio-
nalsozialismus im Ganzen: Noch 1938
konnte man im nationalsozialisti-
schen Deutschland an Normalität
glauben, an die Offenheit der Zu-

kunft. Nur vor diesem Hintergrund
wird verständlich, warum viele Juden
die Emigration trotz Möglichkeit auf-
schoben oder ablehnten. Bei der Lek-
türe von Fraenkels Buch sträubt man
sich immer wieder gegen die Konse-
quenz mit der Fraenkel das Neben-
einander von Normalität und Aus-
nahmezustand beschreibt und möch-
te den Einwand erheben, dass die
Normalität doch nur Mittel eines zum
Äußersten entschlossenen Totalita-
rismus war, der sie für seine Zwecke
punktuell einsetzte.4 Aber die These
von der totalen Funktionalisierung
ist eine historische. Wir fallen ihr im-
mer wieder anheim, weil wir das Ende
kennen.

Maßnahmenstaat und
die Rechtsauslegung

Fraenkels Analyse setzt bei der „Ver-
fassung“ des Dritten Reichs, dem
Belagerungszustand und seiner „Ver-
fassungsurkunde“, der Notverord-
nung zum Schutz von Volk und Staat
von 28. Februar 1933 (S.55)5 ein und
erklärt von hier aus die Umwandlung
der kommissarischen in eine souve-
räne Diktatur (S. 56)6. Die souveräne
Diktatur findet ihren Ausdruck im
Maßnahmenstaat, der eine Seite des
Doppelstaates bildet. Ausdrücklich
tritt Fraenkel der These entgegen,
dass die Abgrenzung von Maßnah-
menstaat und Normenstaat jene von
Gremien der Partei und des Staates
spiegele (S. 59)7.  Er arbeitet den ja-
nusköpfigen Zugang heraus, mit dem
einerseits die Legende von der lega-
len Revolution fortgesponnen und
andererseits durch Ernst Rudolf Hu-
ber und andere auf einer eigenen,
nicht auf der Weimarer Verfassung
beruhenden Legitimität beharrt wur-
de (S.68). Er legt dar, wie trotzdem die
Präambel der Notverordnung als ihr
einziges Ziel die KommunistInnen
auswies, ihre Regelungsmacht auf

andere Lebensbereiche ausgedehnt
wurde. Spitzfindig nahm etwa das
Kammergericht „kommunistische
Umtriebe“ bereits dann an, wenn all-
gemeiner Unzufriedenheit – etwa
durch Systemkritik – Vorschub gelei-
stet wurde, weil damit letztlich dieje-
nigen begünstigt würden, die dem
System Schaden wünschten (S. 72).
Das OLG Braunschweig stand dem
in nichts nach und erklärte, dass Ver-
bote von Vereinigungen – konkret ein
christlicher Verlag – möglich seien,
da es sein könne, dass auch ohne
Wissen des Vorstands sich dort Kom-
munistInnen einnisteten (S. 77). Wie
eine bösartige Karikatur bundesver-
fassungsgerichtlicher Schutzpflich-
tendogmatik liest sich der von Fraen-
kel zitierte Satz des OLG München:
„Die Allgemeinheit hat ... einen An-
spruch darauf, ... gegen eine Beein-
flussung durch Feinde der Volksge-
meinschaft geschützt zu werden“ (S.
99).

Grenzen der Gerichts-
barkeit und der Begriff
des Politischen

Den nächsten Entwicklungsschritt
bildeten Bestrebungen, sich für Ent-
scheidungen der Polizeibehörden
ganz der gerichtlichen Nachprüfung
zu entledigen. Die theoretischen
Stichworte liefert abermals Carl
Schmitt, die Werner Best – damaliger
Referent für Rechtsfragen und stell-
vertretender Leiter der Gestapo –
abwandelnd zitiert: „Im Ausnahme-
fall suspendiert der Staat das Recht,
kraft seines Selbsterhaltungsrechtes,
wie man sagt.“8 Per Gesetz wurde
verfügt, dass „in Angelegenheiten
der Gestapo“ keine Nachprüfung
durch die Verwaltungsgerichte mehr
erfolge. Da Aufgabe der Gestapo der
Schutz der Staatssicherheit vor poli-
tischen Umtrieben war, bedurfte es
jetzt nur noch eines nicht sektoral
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gedachten Begriffs des Politischen.
Auch den lieferte Schmitt: „Jeder re-
ligiöse, moralische, ökonomische,
ethnische oder andere Gegensatz
verwandelt sich in einen politischen
Gegensatz, wenn er stark genug ist,
die Menschen nach Freund und
Feind zu gruppieren.“9 „Das Politi-
sche kann seine Kraft aus verschie-
denen Bereichen ziehen, aus religiö-
sen, ökonomischen, moralischen und
anderen Gegensätzen; es bezeichnet
kein eigenes Sachgebiet, sondern nur
den Intensitätsgrad [...]“10. Fraenkel
betont die vulgäre Esoterik des Na-
tionalsozialistischen Diskurses, der
exoterisch den zu vernichtenden
Feind moralisch angreift und seine
Eitelkeit an der Kenntnis der existen-
tiellen Nacktheit der Freund-Feind-
Unterscheidung als arcanum impe-
rii11 wärmt (S. 97).

Behörden des Maßnah-
menstaates

Gleichzeitig wurde aber von den Ge-
richten eine generelle Freistellung der
Parteiorgane von jeder Gerichtsbar-
keit verweigert. Da aber dennoch Trä-
ger von Parteiämtern als staatliche
Hoheitsträger anerkannt wurden,
standen ihre „politischen“ Handlun-
gen keiner gerichtlichen Nachprü-
fung offen. Daraus ergab sich ein
„Nebeneinander von gesetzesgebun-
denen und gesetzesentbundenen
Behörden“ (S. 94), dass zu einem
zweiaktigen Verfahren führt. Wenn
der Normenstaat im Zuge gerichtli-
cher Verfahren und polizeilicher Ver-
fügungen zu unerwünschten Ergeb-
nissen kommt, korrigiert der Maßnah-
menstaat das Ergebnis in der ihm
genehmen Weise. Der Maßnahmen-
staat hat das letzte Wort (S. 95).

Damit ist aber das Verhältnis
zwischen beiden Herrschaftssyste-
men noch nicht abschließend geklärt.
Fraenkels Buch enthält diesbezüg-

lich nur Hinweise: Es werde das Ver-
hältnis von Kirche und Staat gespie-
gelt. Fraenkel zitiert den Kirchen-
rechtler Sohm mit dessen Satz, „dass
die Kirche an der sachlichen Wahr-
heit, das Recht umgekehrt an der
Form [hänge]“ (S. 102). Der Maßnah-
mestaat wiederum kehre der forma-
len Rationalität den Rücken und keh-
re zur Substanz zurück. Es liegt nahe,
Hellers berühmte Taufe des radika-
len Nationalismus’ als „Katholizis-
mus minus Christentum“ hinzuzufü-
gen (ebd.). Eine Kapitulation der
Form vor der „Wahrheit“ erblickt
Fraenkel in dem Abschied der Recht-
sprechung von dem Prinzip der
Rechtskraft: Mit der Möglichkeit des
einfachen Widerrufs von Urteilen hat
sich der Rechtssatz dem Charakter
der Maßnahme mimetisch angegli-
chen und ist der Ausnahmezustand
im Rechtsalltag angelangt: „Was im
englischen Staatsrecht seit mehr als
300 Jahren als Alptraum angesehen
wird, ist im heutigen Deutschland the
law of the land.“ (S. 108).

Souveränität
und Totaler Staat

Im zweiten Kapitel reagiert Fraenkel
auf den unweigerlich entstehenden
Eindruck der Grenzenlosigkeit  des
totalen Staates. Wiederum finden die
zusammengetragenen Zitate ihre
theoretische Wendung bei Carl
Schmitt: in der Unterscheidung zwi-
schen dem qualitativ und dem quan-
titativ totalen Staat.12 Letztlich sei
angesichts der inneren Souveränität
jeder Verzicht des Staates auf Letzt-
entscheidung freiwillig (S. 117). Der
Ausnahmezustand wird zur recht-
staatlichen Normalität. In diesem
staatsrechtlichen Paradoxon kann
man sich verlieren. Was Fraenkel ei-
nen fruchtbaren Ausweg erlaubt, ist
sein Blick für die gesellschaftliche
Wirklichkeit, der ihn danach fragen
lässt, welche Bereiche der „qualita-
tiv totale Staat“ nur scheinbar frei-
willig in freier Selbstregulierung be-
lasse. Fraenkel bleibt bei seiner Me-
thode der Auswertung von Rechts-
sprechung und Rechtswissenschaft,

Ernst Fraenkel (1898-1975) und seine Frau Hanna, geb. Pickel (1904-
1975). Aufnahme 1940 im US-amerikanischen Exil.
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sucht den Normenstaat und findet
ihn im Wirtschaftsleben.

Nationales
Wirtschaftsleben

Hier verlässt die Entwicklung des
nationalsozialistischen Rechtsre-
gimes die von Schmitt angelegten
Pfade und bleibt kapitalistisch13.
Auch gegen Einschätzungen von
prozessbeteiligten Parteiangehöri-
gen und entgegen der hetzenden
Presse hielten die Gerichte – aller-
dings in Übereinstimmung mit der
Parteielite – die Wirtschaftsordnung
und ihre Grundsätze aufrecht (S. 128
ff). Die extremen Kosten der natio-
nalsozialistischen Rüstungspolitik
(S. 254) ließen das Regime zwar in-
tervenieren, aber man begnügte sich
wesentlich mit der Förderung von
Monopolbildungen und Produkti-
onssteuerung durch Subventionen.
Die Wirtschaft selbst – mit Ausnah-
me der ArbeiterInnen – erhielt die
Chance ständischer Selbstorganisa-
tion. Die Ablösung der Klassenge-
sellschaft durch die Volksgemein-
schaft bleiben für Fraenkel bloße
Rhetorik. Statt dessen findet er prä-
gnante Beispiele für den Fortgang
der rechtlichen Diskriminierung der
Arbeiterklasse (S. 139, S. 153 ff).

Doppelstaat
und Rassenfrage

Auch im Wirtschaftsleben endet der
Normenstaat bei der Rassenfrage14.
Im Mietrecht etwa gelang der Aus-
schluss der Jüdinnen und Juden aus
dem Mieterschutz des Bürgerlichen
Rechts im September 1938 durch eine
Definition der Hausgemeinschaft als
Unterbegriff der Volksgemeinschaft,
zu der die Jüdinnen und Juden na-
türlich nicht gezählt wurden (S. 146).
Kurze Zeit später bedurfte es gar kei-
ner Verbrämung mehr: Das Berliner
Landgericht führte einen Monat spä-

ter aus: „Auch die Ansicht, dass jede
einzelne Maßnahme gegen die Juden
nur von der Regierung angeordnet
werden könne, ist nicht zutreffend.
Wollte man dem beitreten, so würde
eine Auslegung der Gesetze zuun-
gunsten der Juden nicht stattfinden
dürfen und die Juden hierdurch be-
sonders [sic!] geschützt sein. Es liegt
auf der Hand, dass das nicht im Sinn
der Sache ist“ (S. 146 f.). Dieses Ur-
teil beantwortet Fraenkel mit dem Satz
Schillers über die Inhumanität aus
dem 4. Brief über die ästhetische Er-
ziehung des Menschen und fällt so
zum ersten Mal deutlich aus der Rol-
le des Wissenschaftlers.15

Seine Arbeit bewegt sich hier
anlässlich der Schilderung einer ver-
tragsrechtlichen Streitigkeit auf ihren
intimen Mittelpunkt zu: Ein jüdischer
Filmregisseur hatte 1933 einen Ver-
trag mit einer Filmgesellschaft ge-
schlossen. In dem Vertrag war ein
Rücktrittsrecht für den Fall aufge-
nommen worden, dass der Regisseur
„durch Krankheit, Tod oder einen
ähnlichen Grund nicht zur Durchfüh-
rung seiner Regietätigkeit im Stande
sein sollte“ (S. 148). Das Reichsge-
richt hatte zu entscheiden, ob jüdi-
sche Abstammung ein solcher „ähn-
licher Grund“ sein könne. Nach kur-
zer Darstellung des liberalen Ver-
ständnisses der Rechtspersönlich-
keit des Menschen bejaht das Gericht
die Analogiefähigkeit als „unbedenk-
lich“ unter Hinweis auf das alte Frem-
denrecht. Die völlige Rechtlosigkeit
sei dem leiblichen Tod als „Bürgerli-
cher Tod“ gleichzustellen (ebd.)16.

Hier fällt der Wissenschaftler zum
zweiten Mal aus der Rolle. Fraenkel
zitiert Goethe und beendet das Kapi-
tel17. Mit den beiden Größen des
deutschen Idealismus, jener Zeit,
deren Philosophie das Denken des
Menschen als Person auf bis heute
gültige Höhen getrieben hat, ver-
sucht Fraenkel das Beobachtete zu

fassen. Es wirkt kindlich, wie er die
Idole seiner Kindheit und Jugend,
deren Verse im Angesicht der Dikta-
tur wie Nippes wirken, gegen die
Wirklichkeit hält.  Die existentielle
Dimension des Verlustes an Sicher-
heit und letzten Werten tritt hier mit
Macht zu Tage und lässt Fraenkels
wissenschaftliche Anstrengung zu-
sammenfallen.

Nationalsozialismus
und Naturrecht

Im Fortgang seiner Untersuchung
geht es ihm nur noch um ihre Veran-
kerung in den vielgestaltigen Diskur-
sen der Naturrechtslehre, den Zwän-
gen des Kapitalismus und den Apo-
rien18 der Rationalität. Er ruft in Erin-
nerung, wie klar der Nationalsozia-
lismus seine Rolle als Totengräber
des 19. Jahrhunderts sah, das von
Gustav Walz als „intellektueller Auf-
stand“ tituliert wurde, der „an Stelle
der schöpferischen Kraft und die
Herrschaft lebendiger Menschen,
Völker und Rassen eine hypostasierte
Sollordnung von Werten aller Art,
von Normen und Rechtssätzen ein-
zusetzen sich vermaß und damit die
ganze Unmittelbarkeit des ethischen
und politischen Lebens19  zerstörte“
(S. 161). Nach Walz bestand der tie-
fere Sinn der Lex van der Lubbe20 in
der Umwertung jener Werte (ebd.).
Fraenkel begibt sich nun unmittelbar
hinein in die Ambivalenz des natio-
nalsozialistischen Naturrechtsden-
kens21. Wäre seine Arbeit in den 50er
und 60er Jahren verbreiteter gewe-
sen, hätte vielleicht der Einfluss der
These gemindert werden können,
dass der Positivismus in seiner –
polemischen – Abkehr vom Gerech-
tigkeitsbegriff zum Unrecht des Drit-
ten Reiches beigetragen habe. Fraen-
kel zeigt, wie einerseits gegen die
Substanzlosigkeit „reiner Rechtsleh-
re“ polemisiert und andererseits die
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vernunftrechtliche Tradition stoisch-
christlich-idealistischer Herkunft ver-
mieden wurde, um einen dritten Weg
zu finden in ein Naturrecht, das völ-
kischen Sehnsüchten einladender
schien und auch die Historische
Rechtsschule nicht zu bieten ver-
mochte. Zwar enthält die Suche Sa-
vignys nach „volkshaftem“ und
„wirklichem“ Recht bei vulgärer Les-
art noch Anknüpfungspunkte für das
NS-Programm, aber dessen Hinwen-
dung zur Antike verabscheuten die
Parteistrategen und in die Wälder
Deutschlands führte Savignys Weg
nicht. Fraenkel bietet aber noch ei-
nen weiteren Grund jener Ablehnung,
der tiefer in die Funktionslogik des
Dritten Reiches hineinführt: „Die
Nationalsozialisten sind nicht die
Bewahrer einer ererbten Tradition,
sondern die Repräsentanten einer
entwurzelten Generation“ (S. 175).
Der Traditionsabbruch von 1933
lässt die Leere nationalsozialistischer
Volksrhetorik hervortreten, die Kata-
strophe gründet auch in der Über-
forderung einer sich zur Selbsterfin-
dung nötigenden Generation.

Rätselhafte
Gemeinschaft

Um das Verhältnis des Nationalso-
zialismus zum Naturrecht weiter auf-
zuklären, weist Fraenkel auf eine oft
übersehene Ausprägung des Natur-
rechtsdenkens hin, deren Tradition
von Otto von Gierke in seinem Ge-
nossenschaftsrecht besorgt wurde
(S. 186): Insbesondere bei Leibniz
findet sich ein Naturrechtskonzept,
dass sich aus der Gemeinschaft als
organischem Bestandteil des Univer-
sums ableitet. Mangels einer Leibniz-
schen Theorie der Gesellschaft ist so
aber noch wenig gesagt. Verbindet
man jedoch diesen Ansatz mit der
bekannten Begriffspolarität des So-
ziologen Ferdinand Tönnies, wird

das Potential klar. Tönnies schreibt
in seinem Buch Gemeinschaft und
Gesellschaft: „Die Theorie der Gesell-
schaft konstruiert einen Kreis von
Menschen, welche, wie in Gemein-
schaft, auf friedliche Art nebenein-
ander leben und wohnen, aber nicht
wesentlich verbunden, sondern we-
sentlich getrennt sind, und während
dort verbunden bleibend trotz aller
Trennungen, hier getrennt bleiben
trotz aller Verbundenheiten“.22 Diese
Polarität von Gemeinschaft und Ge-
sellschaft sollte für die nationalso-
zialistische Ideologie eine zentrale
Bedeutung erlangen. Selbst bei dem

nüchternen Soziologen Tönnies er-
scheint die Gemeinschaft als Ort „we-
sentlicher“, substanzieller Verbun-
denheit. Setzt man Gemeinschaft und
Gesellschaft nun in die vom Titel be-
reits angedeutete zeitliche Ordnung
erscheint ein Naturrecht möglich, das
die Gesellschaft als der Lebensform
der Moderne ausspart und erst mit
der Wiedereroberung der – völki-
schen – Gemeinschaft sich entfalten
kann. Ein Naturrecht, dessen Inhalt
letztlich der „Gemeinschaftsmonopo-
list“ NSDAP festsetzen kann.

Antrag auf Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit der Geheimen Staatspolizei,
Staatspolizeileitstelle Berlin, vom 22. Dezember 1939 (Vorlage im Politischen Archiv des
Auswärtigen Amts, Inland II A/B, 83-76, Ausbürgerungen, R99869).
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Wissenschaft
als Therapie

Fraenkel schließt sein Buch mit zwei
Kapiteln über Ökonomie und Sozio-
logie des Doppelstaates (S. 223 ff.,
240 ff.). Hier treten die Rahmenbedin-
gungen von Fraenkels Arbeit deut-
lich zutage. Wo seine Betrachtungen
über das Rechtsleben von reicher
Anschauung und einer Fülle an Ma-
terial getragen sind, wirkt hier die
Analyse karger und konventioneller.
Aber gerade hierin erweist sich die
grundsätzliche Richtigkeit von Fraen-
kels These des Dritten Reichs als
ökonomischem und soziologischem
Erben des kapitalistischen Industrie-
staates und die Rede von „Gemein-
schaft“ als List im Klassenkampf.
Dem Schwindel der Differenz zwi-
schen der Perfektion funktioneller
Rationalität und dem Defizit substan-
zieller Rationalität moderner Staat-
lichkeit begegnet der nationalsozia-
listische Staat mit – wie Fraenkel es
nennt – substanzieller Irrationalität
(S. 258).

In Fraenkels Normalitätssuche
im Ausnahmezustand ist aber auch
noch ein weitergehender Sinn enthal-
ten, da ihm das Unzureichende sei-
ner Arbeitsmittel klar vor Augen ge-
standen haben muss. Die Arbeit am
„Doppelstaat“ bot die Möglichkeit
einer Verarbeitung von Erfahrungen,
die das Selbstbild eines Bildungsbür-
gers und Rechtsanwalts tief zu er-
schüttern drohten und erlangte eine
therapeutische Funktion. Dass
Fraenkel es nach Abschluss des
Doppelstaates vermieden hat, sich
erneut in vergleichbarer Breite und
Tiefe mit dieser Zeit zu beschäftigen,
mag als Indiz für die Richtigkeit der
These herhalten. Die existentielle
Notwendigkeit der wissenschaftli-
chen Distanz verleiht Fraenkels „Dop-
pelstaat“ eine atemberaubende Au-
thentizität von Fragestellung und

Urteil und einen doppelten Wert als
Quelle und Analyse.

Hauke Schüler

1  C. Schmitt, Der Begriff des Politischen,
Berlin 2002, S. 29.
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